HNKANTON

) solothurn

Regierungsratsbeschluss vom 15. Mérz 2004

Nr. 2004/563

Gemeinden: Aufsichtsrechtliche Beschwerdeangelegenheit Kaiser-Ferrari S. und M., Lohn-
Ammannsegg, gegen den Entscheid des Einwohnergemeinderates Lohn-Ammannsegg i.S. Landverkauf
an die Bauherrschaft I. Innocenti / S. Wagner betreffend GB Ammannsegg Nr. 762 am Kasereiweg

1. Ausgangslage
1.1 Feststellungen

Die Beschwerdeflihrer sind AnstOsser der Parzelle GB Ammannsegg Nr. 762. Dieses Grundstiick ist
Eigentum der Einwohnergemeinde Lohn-Ammannsegg. Es weist zwei Besonderheiten auf: einerseits
seine sehr schmale, langgezogene Grundflaiche und andererseits die Belastung mit einem Wegrecht
zugunsten der beiden hinterliegenden Grundstiicke. Die Uberbauungsmdglichkeiten sind daher sehr
eingeschrankt. Ein friiheres Bauvorhaben scheiterte bereits an dieser Tatsache. Die Einwohnerge-
meinde hat in I. Innocenti und der Gemeindeangestellten S. Wagner zwei Kaufinteressenten gefun-
den, die bereit sind, besagte Parzelle zu kaufen, im Wissen um deren Eigenheiten. Um der Tatsa-
che Rechnung zu tragen, dass das Grundstiick eine gewisse Minderqualitdt aufweist und nur mit
Mihe Kaufinteressenten dafiir gefunden werden konnten, beschloss der Einwohnergemeinderat an sei-
ner Sitzung vom 13. Januar 2003, den Preis des unerschlossenen Grundstiicks um Fr. 40.-, von
Fr. 340.- auf Fr. 300.-, zu senken. Dieser Schritt wurde einerseits mit der Gewahrung eines Mit-
arbeiterrabattes begriindet, andererseits mit der offensichtlichen Minderqualitdt der Parzelle. In einem
zweiten Beschluss vom 17. Marz 2003 entschloss sich die Gemeinde, den Kaufinteressenten auch
die Erschliessungsgebiihr von Fr. 13.70/m° zu erlassen, dies im Sinne eines weiteren Mitarbeiterra-
battes, wie er bereits in einem friiheren Landverkauf zugunsten eines anderen Gemeindeangestellten

gewahrt worden war.

Die Beschwerdefiihrer erkundigten sich bei der Beschwerdegegnerin nach der gesetzlichen Grundlage
fur die Gewahrung eines Mitarbeiterrabattes in Form eines reduzierten Baulandpreises. Die Beschwer-
degegnerin verweigerte jedoch den Beschwerdefiihrern vorerst jede Auskunft dariiber. Erst Ende Ok-

tober 2003 konnten sie die wahre Dimension des Spezialpreises in Erfahrung bringen.
1.2 Beschwerde

Mit Eingabe vom 02. November 2003 erheben M. und S. Kaiser-Ferrari, Lohn-Ammannsegg, Auf-
sichtsbeschwerde im Sinn von § 211 des kantonalen Gemeindegesetzes vom 16. Februar 1992
(GG; BGS 131.1) beim Regierungsrat des Kantons Solothurn. Die Beschwerdefiihrer behaupten im
Wesentlichen, die Einwohnergemeinde gewdéhre Mitarbeiterrabatte und verletze damit das Gesetzmas-
sigkeitsprinzip, sowie das gesetzliche Gebot zum sparsamen Umgang mit Steuergeldern durch die
Gemeindebehdrden. Sie beantragen daher, die Beschliisse des Gemeinderates Lohn-Ammannsegg
vom 13. Januar 2003 bzw. 17. Marz 2003 betreffend Verkauf der Parzelle GB Ammannsegg Nr.



762 an die Bauherrschaft I. Innocenti/S. Wagner fiir unglltig zu erklaren. Die Beschwerdegegnerin

sei anzuweisen, den rechtmassigen Zustand wieder herzustellen.

Parallel zur vorliegenden Aufsichtsbeschwerde reichten die Beschwerdefiihrer beim Baudepartement
vorsorglich auch eine Beschwerde gegen die Abweisung ihrer Beschwerde betreffend des Bauprojekts
der obgenannten Kauferschaft ein. Die Beschwerdefiihrer vertreten jedoch die Ansicht, dass die Be-
schwerde an das Baudepartement zu sistieren sei bis zur Klérung der Rechtsgiiltigkeit des Landver-
kaufs.

Die baurechtlichen Aspekte werden in der vorliegenden Verfligung ausgeklammert, da sie Gegenstand

eines separaten Verfahrens bilden.
1.3 Vernehmlassung

In ihrer Vernehmlassung vom 04. Dezember 2003 vertritt die Beschwerdegegnerin die Meinung,
dass es sich bei der Preisgestaltung fiir die Parzelle GB Ammannsegg Nr. 762 um eine privat-
rechtliche Frage zwischen der Einwohnergemeinde als Landverkduferin und der Bauherrschaft I. Inno-
centi/S. Wagner als Landkauferin handle.

Sie vertritt weiter die Ansicht, die Frist fiir die Beschwerde gegen die Gemeinderatsbeschliisse sei
seit mehreren Monaten abgelaufen, da aus der Eingabe der Beschwerdefiihrer hervorgehe, dass sie
bereits seit Juli 2003 Kenntnis vom Landverkauf und der gewdhrten Preisreduktion hatten. Auf die
Beschwerde diirfe deshalb infolge erheblicher Uberschreitung der Beschwerdefrist aus Griinden der

Rechtssicherheit nicht mehr eingetreten werden.

Die Beschwerdegegnerin hélt ausserdem fest, dass sie in keiner Weise ihre Kompetenzen iberschrit-
ten habe mit dem Landverkauf. Sie stutzt sich in ihrer Argumentation auf die Finanzkompetenz des
Gemeinderates. Sie begriindet ihr Handeln mit § 31 der Gemeindeordnung der Einwohnergemeinde

Lohn-Ammannsegg vom O1. Januar 1993. Dieser Paragraph regelt die Befugnisse des Einwohnerge-
meinderates. Abs. 2 bestimmt: ,Er [der Gemeinderat] beschliesst und wéhit in allen Angelegenhei-
ten, die nicht durch Gesetz, Gemeindeordnung oder andere rechtsetzende Erlasse ausdriicklich einem

anderen Organ (ibertragen sind. “
Abs. 4 regelt die Finanzkompetenzen:

,a) Beschluss neuer einmaliger Ausgaben bis zu einer Héhe von Fr. 100'000.-, sowie jihrlich

wiederkehrende Ausgaben bis zu einer Gesamthéhe von Fr. 30'000. -

da) An- und Verkauf von Grundstiicken, falls der Preis inklusive Nebenleistungen
Fr. 250°000.- nicht (bersteigt. “

Die Beschwerdegegnerin halt fest, dass der vorgesehene Verkauf der Parzelle GB Ammannsegg Nr.
762 innerhalb der Kompetenzsumme gemass § 31 Abs. 4 lit. d) liegt. Sie macht geltend, dass
der Mitarbeiterbonus von rund Fr. 34'000.- gemi3ss § 31 Abs. 4 lit. a) verbucht werden kénne.

Somit habe sich die Beschwerdegegnerin innerhalb ihrer gesetzlichen Kompetenzen bewegt.

2. Erwdgungen



2.1 Aufsichtsbeschwerde
2.1.1 Funktion der Aufsichtsbeschwerde

Bei der Aufsichtsbeschwerde im Sinn von § 211 GG handelt es sich um einen formlosen Rechtsbe-
helf, dessen Anwendungsbereich denkbar weit ist. Er umfasst die ganze Amtstatigkeit der beaufsich—
tigten Verwaltungsbehorde. Eine Aufsichtsbeschwerde kann sich gegen eine Verfiigung richten, aber
auch gegen andere Tatigkeiten oder Unterlassungen, z.B. gegen Informationen, Berichte, Vollzugs-
und Realakte, auch gegen die allgemeine Amitsfiihrung (vgl. Héfelin/Mdiller, Grundriss des allgemei-
nen Verwaltungsrechts, 3. Auflage, N. 1433f.). Beschliisse des Gemeinderates gehdren zu den ty-

pischen Handlungen einer Verwaltungsbehérde und kdnnen somit aufsichtsrechtlich kontrolliert werden.

Mit der Aufsichtsbeschwerde koénnen grundsétzlich weder verpasste ordentliche Beschwerdefristen wie-
der hergestellt noch rechtskraftige Entscheide wieder aufgenommen werden (GER 1994, Nr. 2, S.
15).

Nach der schweizerischen Rechtsprechung und Lehre kénnen Verwaltungsverfligungen, Entscheide und
Beschlisse allgemein von einer oberen Aufsichtsbehdrde kraft ihres Aufsichtsrechts nur aufgehoben
werden, wenn klares Recht, wesentliche Verfahrensvorschriften oder o6ffentliche Interessen offensichtlich
missachtet worden sind. Nach § 211 Abs. 2 GG schreitet deshalb der Regierungsrat entsprechend
der Funktion des Aufsichtsrechts und mit Ricksicht auf die Autonomie der Gemeinden nur bei sol-
chen Missstédnden, Verfigungen, Entscheiden oder Versdumnissen eines Gemeindeorgans von Amtes
wegen ein, welche das Recht schwerwiegend verletzen oder willkiirlich sind (GER 1994 Nr. 4).

Nach standiger Verwaltungsrechtsprechung des Regierungsrates wird eine solche Aufsichtsbeschwerde
analog einer Petition behandelt (vgl. Art. 26 der Kantonsverfassung vom 8. Juni 1996; KV, BGS
111.1). Demnach ist die angegangene Behorde verpflichtet, innert angemessener Frist eine begriin-
dete Antwort zu geben.

2.1.2 Eintreten

Mit der Aufsichtsbeschwerde vom 02. November 2003 riigen die Beschwerdefiihrer die Beschlisse
Nr. 03006 und 03026 vom 13. Januar 2003 und vom 17. Marz 2003 des Gemeinderates Lohn-
Ammannsegg, die den Verkauf einer gemeindeeigenen Baulandparzelle zu Fr. 300.-/m? anstelle der

marktiblichen Fr. 340.—/m2, bzw. den Erlass der Anschlussgebihr von Fr. 13.70/m* vorsehen.

Die Beschwerdegegnerin lehnt ein Eintreten auf die Beschwerde wegen Uberschrittener Beschwerdefrist
ab. Dieser Argumentation kann nicht gefolgt werden. Die Beschwerdefiihrer konnten den Inhalt der
Protokolle der erwdhnten Beschliisse selbst nach mehrmaligem Nachfragen erst Ende Oktober in Er-
fahrung bringen und sich somit erst spat ein genaues Bild (iber den effektiven Umfang des zu ge-
wahrenden Spezialpreises bzw. Mitarbeiterrabattes machen. Es kann den Beschwerdefiihrern nicht
vorgeworfen werden, sie hatten schon zu einem viel friiheren Zeitpunkt Bescheid gewusst iber den
Spezialpreis. Die Einwohnergemeinde verhielt sich offenbar nicht sehr kooperativ, als es darum ging,
die Hohe und die gesetzliche Grundlage des Mitarbeiterrabattes zu eruieren. Im {ibrigen besteht ein
offentliches Interesse und eine gesetzliche Pflicht zum haushélterischen Umgang mit dem Gemeinde-
vermdgen. Ob diese Pflicht eingehalten wurde, bildet Gegenstand der vorliegenden aufsichtsrechtlichen
Uberpriifung. Auf die Beschwerde ist demzufolge einzutreten.



2.2 Inhaltliches
2.2.1 Das Verwaltungshandeln unter dem Aspekt des Legalitatsprinzips

Der Grundsatz der Gesetzmassigkeit, das Legalitatsprinzip, hat zu seinem Hauptanliegen, alle Ver-
waltungstatigkeit an eine gesetzliche Grundlage zu binden. Das Gesetz ist Massstab und Schranke
der Verwaltungstétigkeit. Die durch das Gesetzmassigkeitsprinzip bewirkte Bindung der Verwaltungsbe-
hérden an das Gesetz dient der Rechtssicherheit, namlich der Voraussehbarkeit des Verwaltungshan-
delns. Die Bindung an das Gesetz bedeutet Bindung an eine generell-abstrakte Regelung. Dies ge-
wahrleistet, dass die Verwaltungsbehorden in ahnlich gelagerten Fallen gleich entscheiden. Das Ge-
setz ist somit die Grundlage rechtsgleichen Handelns der Verwaltungsbehérden. Konnten diese unab-
hangig von einer gesetzlichen Regelung von Fall zu Fall entscheiden, so ware die Gefahr der Un-
gleichbehandlung wesentlich grésser (Hafelin/Mdller, op cit., N. 296ff.).

2.2.2 Gemeinderatssitzung vom 13. Januar 2003

Aus dem Protokoll des Gemeinderates geht hervor, dass im Rahmen der ersten Beratung liber den
Verkauf der Parzelle GB Ammannsegg Nr. 762 an I|. Innocenti/S. Wagner dem Gemeinderat der
Vorschlag unterbreitet wurde, das Land fir Fr. 300.-/m® statt fir Fr. 340.-/m’ zu verkaufen. Die-
ser Vorschlag wurde zwar u. a. mit der Gleichbehandlung von Gemeindeangestellten begriindet. Be-
reits in einem friheren Verkauf von gemeindeeigenem Land konnte ein Gemeindeangestellter nicht
nur von einem Vorzugspreis profitieren sondern auch von einem von der Gemeinde gewdahrten Dar-
lehen zu gunstigen Bedingungen. Es wurden jedoch auch die Beschaffenheit des Grundstiicks ins
Feld gefiihrt, die eine Preissenkung nach Meinung des Gemeinderates rechtfertigten. Da die Parzelle
im vorliegenden Fall einige qualitative Beeintrachtigungen (Wegrecht, ungewohnlich schmale Flache)
aufweist, wurde die Preissenkung vom Gemeinderat als gerechtfertigt eingestuft und mit 6 zu 1
Stimme gutgeheissen.

Die erwahnte Parzelle ist Eigentum der Gemeinde. Wie die Gemeinde den Verkaufspreis festlegt,
sollte sich in erster Linie nach marktwirtschaftlichen Uberlegungen richten, wobei dem Zusammenspiel

von Angebot und Nachfrage eine wesentliche regulierende Rolle zukommt.

Aus dem Protokoll der erwdhnten Sitzung geht hervor, dass bereits in friheren Jahren Bestrebungen
der Gemeinde, das Grundstiick GB Ammannsegg Nr. 762 zu verdussern, scheiterten. Grund dafir
waren die eingeschrankten Uberbauungsméglichkeiten, die nur den Bau eines kleinen Hauses zulas-
sen. So scheiterte der erste Versuch, die Parzelle zu verkaufen an Einsprachen gegen das geplante
Bauvorhaben des damaligen Interessenten. Nach diesem fehlgeschlagenen Versuch, die Parzelle zu
verkaufen, fand die Einwohnergemeinde keine weiteren Kaufinteressenten mehr, die die Eigenheiten
der Parzelle und somit auch deren Konsequenzen in Kauf genommen héatten. Um der Minderqualitat
der Parzelle Rechnung zu tragen, beschloss der Gemeinderat, vom urspriinglich als marktiiblich qua-

lifizierten Preis von Fr. 340.-/m? abzuriicken und neu nur noch Fr. 300.-/m° zu verlangen.

Der Einwohnergemeinde Lohn-Ammannsegg als Eigentimerin des Grundstiicks steht es grundsétzlich
frei, den Preis der Parzelle so zu gestalten, dass der geschmalerten Nachfrage entgegengekommen
werden kann. Wenn die Verkauferin keine Kaufer fir das Grundstick findet, die bereit sind, ihr den
Preis zu bezahlen, den sie sich urspriinglich vorgestellt hatte, kann schwerlich von ihr verlangt wer-
den, auf dieser Preisvorstellung zu verharren.



Der durch den Gemeinderat bewilligte Preis von Fr. 300.-/m? entspricht einer Preissenkung von
11,76% im Vergleich zum geschétzten Marktpreis von Fr. 340.-/m°. Es liegt durchaus im Ermessen
des Gemeinderates, den Preis pro Quadratmeter innerhalb dieser Spannbreite festzulegen. Die Ein-
wohnergemeinde als Eigentiimerin der fraglichen Baulandparzelle kann den Preis grundsétzlich frei
bestimmen, solange marktwirtschaftliche Uberlegungen das Handeln lenken und das Ziel darin be-
steht, die Parzelle zu den bestmdglichen Bedingungen zu verkaufen. Im vorliegenden Fall ist an der
Preissenkung nichts offensichtlich Widerrechtliches festzustellen, obwohl eine Gemeindeangestellte in
den Genuss dieser Reduktion kommt, denn das Argument des Mitarbeiterrabattes steht nicht so ein-
deutig im Vordergrund, als dass der Entscheid als schwerwiegend rechtswidrig in einem aufsichts—

rechtlichen Verfahren aufgehoben werden misste.
Die Beschwerde ist in diesem Punkt abzuweisen.
2.2.3 Gemeinderatssitzung vom 17. Méarz 2003 — Wiedererwagung

An der Sitzung vom 17. Méarz 2003 wurde in einem Rickkommensantrag noch einmal (iber den
Landverkauf an 1. Innocenti/S. Wagner beraten. Die Beschwerdegegnerin beschloss mit 3 zu 3
Stimmen, mit Stichentscheid des Vorsitzenden, GB Ammannsegg Nr. 762 fir Fr. 300.-/m? voll er-
schlossen an die Interessenten zu verkaufen. Auf die Erhebung der Anschlussgebiihr von Fr.
13.70/m’ sollte somit verzichtet werden. Begriindet wurde dieser Entscheid mit der Gleichstellung
unter Angestellten. Im Rahmen eines friheren Landverkaufs verdusserte die Einwohnergemeinde voll
erschlossenes Bauland an einen Gemeindeangestellten fiir Fr. 320.-/m°, was einem Rabatt von Fr.
40.-/m° entsprach. S. Wagner sollte daher ebenfalls von voll erschlossenem Bauland zu gilinstigen
Bedingungen profitieren kdnnen. Zudem miissten beim vorliegenden Verkauf keine Sonderkonditionen
in Form eines glinstigen Darlehens gewahrt werden, wie dies beim friiheren Verkauf der Fall gewe-

sen sei.

Grundsétzlich muss sich jede Handlung der Einwohnergemeinde auf eine gesetzliche Grundlage ab-
stlitzen. Es ist zu prifen, ob es sich auch beim vorliegenden Mitarbeiterrabatt, um den es sich
beim Erlass der Anschlussgebiihr tatsdchlich handelt, so verhéalt. Der Verzicht auf die Erhebung der
Anschlussgebiihr wurde in der Sitzung vom 17. Marz 2003 einzig und allein mit der Gleichbehand-
lung von Gemeindeangestellten begriindet. Allfallige marktwirtschaftliche Uberlegungen wurden keine
angestellt. Dies wohl aus dem Grund, dass die Zusicherung der Kauferschaft, die Parzelle GB Am-

mannsegg Nr. 762 zu kaufen, bereits vorlag.

Eine eingehende Prifung hat ergeben, dass keine gesetzliche Grundlage besteht, die einen Mitarbei-
terrabatt vorsieht. In ihrer Vernehmlassung vom 04. Dezember 2003 begriindete die Beschwerde-
gegnerin den gewahrten Sonderpreis zwar mit § 31 Abs. 4 der Gemeindeordnung, wonach die
selbstdndige Finanzkompetenz des Gemeinderates neue einmalige Ausgaben bis zu einer Gesamthéhe
von Fr. 100°000-., sowie jahrlich wiederkehrende Ausgaben bis zu einer Gesamthdéhe von Fr.
30'000.- zuldsst. Nun schreibt § 134 Abs. 1 GG aber vor, dass das Gemeindevermégen fiir of-
fentliche Aufgaben zu verwenden ist. Es ist so zu verwalten, dass sein Bestand nicht gefdhrdet ist
(§ 134 Abs. 2 GG). Wenn der Einwohnergemeinderat geméss Sitzungsprotokoll vom 17. Marz
2003 aber beschliesst, auf Einnahmen in Form von Erschliessungsgebihren a Fr. 13.70/m® zu
verzichten, so verstdsst er gegen das gesetzliche Gebot zum sorgfaltigen Umgang mit dem Gemein-
devermogen. Die Beschwerdegegnerin kann sich dabei kaum auf § 31 Abs. 4 seiner Gemeindeord-

nung stitzen, die dem Gemeinderat zwar umfassende eigenstédndige Finanzkompetenzen einrdumt, die



aber ausschliesslich fur offentliche Aufgaben zu verwenden sind und nicht, um Privatpersonen Vorteile
zu verschaffen. Mitarbeiterrabatte oder -boni sind nirgends gesetzlich verankert. Da auch der Grund-
satz gilt, wonach kein Anspruch auf Gleichbehandlung im Unrecht besteht, kann nicht mit dem Vor-
bringen argumentiert werden, dass bereits in einem friheren Fall ein Mitarbeiter der Gemeinde von
derartigen Sonderkonditionen profitiert habe. Der Grundsatz der Gesetzmassigkeit der Verwaltung geht
dem Rechtsgleich-

heitsprinzip im Konfliktfall vor (Hé&felin/Mdller, op. cit., N. 412). Wenn eine Behorde in einem Fall
eine vom Gesetz abweichende Entscheidung getroffen hat, gibt das den Privaten, die sich in der
gleichen Lage befinden, grundsatzlich keinen Anspruch darauf, ebenfalls von der Norm abweichend
behandelt zu werden (BGE 122 Il 446).

Aus diesen Grinden ist es nicht gerechtfertigt, Gemeindeangestellten Mitarbeiterrabatte in Form der
erlassenen Anschlussgebihr von Fr. 13.70/m* zu gewahren. Es sei denn, es werde dafir eine
ausreichende gesetzliche Grundlage geschaffen, z.B. durch eine Anderung der Dienst- und Gehalts-

ordnung, was aber im Kompetenzbereich der Gemeindeversammlung liegt.

Sollten andere Vertragsverhéltnisse zu Sonderkonditionen mit Mitarbeitern bestehen, wie z.B. Darle-

hen, wéren diese auf den néachstmdglichen Kindigungstermin aufzuheben.

Der Aufsichtsbeschwerde wird in diesem Punkt stattgegeben.

3. Schlussfolgerung

Bei der Preisbildung fiir das Grundstick GB Ammannsegg Nr. 762 wie sie anlasslich die Gemein-
deratssitzung vom 13. Januar 2003 beschlossen wurde, kann keine grobe Rechtsverletzung festge-
stellt werden. Anders liegt die Sache beim Beschluss vom 17. Méarz 2003. Mitarbeiterrabatte, wie
sie anlasslich besagter Sitzung ausgehandelt wurden, sind nirgends gesetzlich verankert. Dieser Be-
schluss ist daher aufzuheben. Der festgelegte Preis von Fr. 300.-/m? soll fir unerschlos—senes
Land gelten. Allfallig gewahrte Mitarbeiterrabatte in frilheren Fallen sind nicht Gegenstand der Auf-
sichtsbeschwerde und werden von Amtes wegen nicht gepriift. Da aber offenbar noch Darlehensver-
trage zu Sonderkonditionen existieren, wird die Gemeinde angehalten, diese im Sinne einer Gleich—

behandlung und zur Vermeidung weiterer aufsichtsrelevanter Vorkommnisse aufzuldsen.

4. Verfahrenskosten

Die Verfahrenskosten sind entsprechend dem Umfang des Verfahrens festzulegen (§ 3 i.V.m. § 17
des Gebiihrentarifs vom 24. Oktober 1979, GT; BGS 615.11). Sie sind nach einer Vollkostenrech-
nung auf Fr. 1'800.- festzusetzen. § 211 Abs. 3 GG bestimmt, dass die Kosten dem Beschwerde-
fuhrer, der Beschwerdefiihrerin oder der Gemeinde auferlegt werden kénnen. Entsprechend dem Ver-
fahrensausgang hat die Einwohnergemeinde Lohn-Ammannsegg dafir aufzukommen. Dem Beschwer-

defuhrer ist der bereits geleistete Kostenvoranschlag zuriickzuerstatten.

5. Beschluss

- gestitzt auf § 134 und 211 GG §§ 3 und 17 GT-



5.1 Der Aufsichtsbeschwerde vom 2. November 2003 wird teilweise stattgegeben.

5.2 Der Gemeinderatsbeschluss vom 17. Méarz 2003 wird aufgehoben. Es darf der K&uferin

kein Mitarbeiterrabatt in Form des Erlasses der Anschlussgebiihren gestattet werden.

5.3 Allfallige bestehende Vertrdge zu Sonderkonditionen mit andern Mitarbeitern sind auf den

nachstmoglichen Termin zu kindigen.

5.4 Die Verfahrenskosten betragen Fr. 1°800.-. Sie werden der Einwohnergemeinde Lohn-

Ammannsegg auferlegt und sind innert 30 Tagen einzuzahlen.

5.5 Den Beschwerdefiihrern ist der geleistete Kostenvorschuss von Fr. 700.—zurlickzuerstatten.
Die Beschwerdefiihrer werden gebeten, dem Amt fir Gemeinden und soziale Sicherheit,
Ambassadorenhof, 4509 Solothurn einen entsprechenden Einzahlungsschein zukommen zu

lassen.

L Evhoat,

Dr. Konrad Schwaller

Staatsschreiber

Kostenrechnung
Einwohnergemeinde Lohn-Ammannsegg, 4573 Lohn-Ammannsegg

Verfahrenskosten: Fr. 1°800.-- (Kto. 431000/80677)
Fr. 1°800.--
Zahlungsart: Mit Rechnung, zahlbar innert 30 Tagen

Rechnungstellung durch Departement des Innern, SAP-Pooling

Verteiler

Amt fir Gemeinden und soziale Sicherheit, GRO/LIP (4)
L:\gem\orgafi\Kaiser.Mar\Besc\AB\03-10107\05-RRB.doc

Amt fir Gemeinden und soziale Sicherheit, Ablage

Departement des Innern, SAP-Pooling, mit dem Auftrag um Rechnungsstellung

S. und M. Kaiser-Ferrari, Kasereiweg 12, 4573 Lohn-Ammannsegg, LSI, mit der Bitte, dem Amt fiir
Gemeinden und soziale Sicherheit, Ambassadorenhof, 4509 Solothurn, fiir die Riickerstattung
des Kostenvorschusses einen Einzahlungsschein zukommen zu lassen.

Gemeindeprasidium der Einwohnergemeinde, 4573 Lohn-Ammannsegg, mit Rechnung; Versand durch:

Departement des Innern, SAP-Pooling



	1. Ausgangslage
	1.1 Feststellungen
	1.2 Beschwerde
	1.3 Vernehmlassung

	2. Erwägungen
	2.1 Aufsichtsbeschwerde
	2.1.1 Funktion der Aufsichtsbeschwerde
	2.1.2 Eintreten

	2.2 Inhaltliches
	2.2.1 Das Verwaltungshandeln unter dem Aspekt des Legalitätsprinzips
	2.2.2 Gemeinderatssitzung vom 13. Januar 2003
	2.2.3 Gemeinderatssitzung vom 17. März 2003 – Wiedererwägung


	3. Schlussfolgerung
	4. Verfahrenskosten
	5. Beschluss
	5.1 Der Aufsichtsbeschwerde vom 2. November 2003 wird teilweise stattgegeben.
	5.2 Der Gemeinderatsbeschluss vom 17. März 2003 wird aufgehoben. Es darf der Käuferin kein Mitarbeiterrabatt in Form des Erlas
	5.3 Allfällige bestehende Verträge zu Sonderkonditionen mit andern Mitarbeitern sind auf den nächstmöglichen Termin zu kündige
	5.4 Die Verfahrenskosten betragen Fr. 1‘800.-. Sie werden der Einwohnergemeinde Lohn-Ammannsegg auferlegt und sind innert 30 T
	5.5 Den Beschwerdeführern ist der geleistete Kostenvorschuss von Fr. 700.—zurückzuer�statten. Die Beschwerdeführer werden gebe


